              Die Rolle des „Weltrechtsprinzips“ im Kontext 

                     der internationalen Strafgerichtshöfe.

Von Marianne Heuwagen, Direktorin des Deutschlandbüros von Human Rights Watch
Das “Weltrechtsprinzip“ erlaubt es Staaten, Kriegsverbrecher strafrechtlich zu verfolgen, unabhängig davon, wo die Straftaten begangen wurden. Würde etwa eine Person, die an dem Völkermord in Ruanda beteiligt war, in Belgien gefasst werden, so erlaubt es dieses Prinzip, diese Person in Belgien strafrechtlich zu verfolgen, selbst wenn diese Verbrechen in Ruanda gegen Einheimische begangen wurden. Das Weltrechtsprinzip existiert als Konzept seit etwa 50 Jahren, doch wurden diese Gesetze niemals angewandt. Das erste Mal erhielt dieses Prinzip herausragende Bedeutung, als Augusto Pinochet 1999 in London verhaftet wurde. Ein spanisches Gericht klagte ihn wegen Folter an. Pinochet wurde in London verhaftet, um überstellt zu werden. Dies erregte große Aufmerksamkeit, weil es das Bewusstsein dafür schärfte, dass Menschenrechtsverbrecher selbst dann strafrechtlich verfolgt werden können, wenn sie im eigenen Land Amnestie erhielten oder ihr Flüchtlingsstatus dies verhinderten. Leider wurde das Weltrechtsprinzip jedoch nur sehr zögerlich umgesetzt, selbst nach dem Fall Pinochet. 

Nun kann man fragen, wieso benötigen wir das Weltrechtsprinzip zur Verfolgung von Kriegsverbrechern, wenn wir den Internationalen Strafgerichtshof haben und nationale Rechtssysteme in den Ländern, in denen die Verbrechen begangen wurden?

Den IStGH gibt es erst seit 2002. Kein Verbrechen, das vor 2002 begangen wurde, kann vor den IStGH gebracht werden. Dies betrifft also den Völkermord in Ruanda, die Menschenrechtsverbrechen in Lateinamerika in den 70er und 80er Jahren – also viele gravierende Menschenrechtsverletzungen. Darüber hinaus kann der IStGH als zwischenstaatliche Institution mit sehr begrenzter Durchsetzungskraft nur über einige wenige Fälle, maximal etwa zehn pro Jahr, verhandeln, er soll auch nur die schlimmsten Verbrechen aufgreifen. Es wird viele sehr schwerwiegende Verbrechen geben, die nicht vor Gericht gebracht werden können, um Ressourcen zu sparen. Dies ist ein Grund, warum der IStGH keine Lösung für alle Fälle sein kann. Viele Länder, in denen Verbrechen stattfanden, etwa Afghanistan, sind immer noch nicht in der Lage ordentliche Gerichtsverfahren zu garantieren. Dies bedeutet, dass das Weltrechtsprinzip eine wesentliche Absicherung darstellt für Situationen, in denen ein Land entweder zu instabil ist, um Menschenrechtsverbrecher anzuklagen – wegen der Flüchtlinge, die nicht mehr zurückkehren wollen, weil sie gefoltert werden könnten -  oder weil das Rechtssystem einfach noch nicht in der Lage ist, die Menschenrechtsverbrecher anzuklagen.

Leider fehlt es in einigen Ländern an politischem Willen das Weltrechtsprinzip umzusetzen. Dort werden finanzielle und personelle Ressourcen nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung gestellt, um etwa eine gesonderte Abteilung zu schaffen, die eine gute Zusammenarbeit zwischen den Einwanderungs- und Ermittlungsbehörden garantiert. Diese Abteilung wäre dafür verantwortlich, dass Möglichkeiten geschaffen würden, um Ermittlungen außerhalb des eigenen Landes durchzuführen, in den Ländern, in denen die Verbrechen begangen wurden. Derartige institutionelle Voraussetzungen sind notwendig, und einige Länder haben diese bisher noch nicht umgesetzt, etwa Frankreich, wo einige Personen leben, die der Beteiligung am Völkermord von Ruanda verdächtig sind. Diese Fälle werden also wie gewöhnliche Verbrechen behandelt, Mord oder Diebstahl. Fälle, die das Weltrechtsprinzip betreffen, sind sehr aufwendig, und sie erfordern zusätzliche Kenntnisse und Mittel, um sie erfolgreich zu bearbeiten. Wenn man also keine gesonderte Abteilung schafft, in der dieses Expertise und die entsprechenden Mittel vorhanden sind, werden die Ermittlungen weder effektiv noch effizient durchgeführt werden können. Auch Deutschland ist in der Umsetzung zurückgeblieben. Deutschland hat ein hervorragendes Völkerstrafgesetzbuch, das es erlaubt, viele Fälle von Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Völkermord zu verfolgen. Doch die Bundesregierung hat keine Mittel investiert, um eine Ermittlungseinheit zu schaffen, die diese Verbrechen verfolgen kann. Und die Strafverfolgungsbehörden interpretieren das Völkerstrafgesetz deshalb sehr restriktiv. Dadurch verringert sich die Zahl der Fälle, die wahrscheinlich jemals verfolgt werden. Bis jetzt wurden in Deutschland noch keine Ermittlungen eingeleitet, obwohl es mehrere Fälle von Verdächtigen gibt, die den Strafverfolgungsbehörden vorgelegt wurden. Nehmen wir den Fall des früheren usbekischen Innenministers Almatow, gegen den Human Rights Watch Anzeige erstattet hat und der nach Recherchen von Human Rights Watch verdächtig ist, für das Massaker von Andischan im Mai 2005 verantwortlich zu sein. 

Human Rights Watch hat Mitte dieses Jahres eine vergleichende Studie über das Weltrechtsprinzip in Europa vorgelegt und darin seine Anwendung in acht europäischen Ländern verglichen: Niederlande, Belgien, Frankreich, Spanien, Dänemark, Norwegen, UK und Deutschland.

Obwohl die Bundesrepublik seit 30. Juni 2002 ein Völkerstrafgesetzbuch hat, das auf neuestem Stand des humanitären Völkerrechts ist, wurde dies noch nie angewandt.

Wie eine kleine Anfrage der FDP herausfand, gab es 58 Anzeigen, die in keinem einzigen Ermittlungsverfahren mündeten. Dabei war dies in den 90er Jahren anders, als gegen die Verbrechen im ehemaligen Jugoslawien ermittelt wurde. Seit 1993 hat es 128 Verfahren mit 4500 Zeugen gegeben, einige Übeltäter wurden verurteilt. Es gab eine Spezialeinheit im Bundeskriminalamt, das sich nur damit beschäftigt. Doch seit 2001 wurde die Zahl der Mitarbeiter dort reduziert, heute ermittelt im BKA nur noch ein Beamter gegen

internationale Menschenrechtsverbrechen.

Einige Gründe, warum Klagen gegen das Völkerstrafgesetzbuch abgewiesen wurden, sind zum einen das Gerichtsverfassungsgesetz. Es garantiert Gästen der Bundesregierung Immunität; deshalb wurde die Klage gegen den früheren chinesischen Präsidenten Jiang Zemin 2003 abgewiesen. Zum anderen sollen nach dem Völkerstrafgesetzbuch nur dann Ermittlungen durchgeführt werden, wenn keine andere Stelle ermittelt; deshalb wurde die Klage gegen US-Verteidigungsminister Donald Rumsfeld abgewiesen, weil der Komplex Abu Ghraib schon in den USA untersucht wurde, und dies, obwohl Rumsfeld selber in den USA nie angeklagt wurde. Außerdem stellt die Strafprozessordnung ein Stolperstein dar, vor allem §153f, der gleichzeitig mit dem Völkerrechtsstrafbuch eingeführt wurde. Er räumt dem Generalbundesanwalt einen großen Ermessensspielraum ein; so kann die Staatsanwaltschaft von Ermittlungen absehen, wenn kein Tatverdacht gegen einen Deutschen vorliegt oder die Tat nicht gegen Deutsche verübt wurde. 

Einige Nachbarländer verfolgen Straftäter nach dem Weltrechtsprinzip vor allem deshalb konsequenter, weil sie Spezialeinheiten zur Strafverfolgung gebildet haben. So hat in Dänemark, Niederlande, Norwegen, und dem United Kingdom die Einwanderungsbehörde jeweils eine Spezialabteilung geschaffen, die routinemäßig Anträge von Asylbewerbern auf internationale Verbrechen untersucht; In den Niederlanden beschäftigt die War Crimes Unit allein 32 Mitarbeiter, darunter Experten, wie Historiker oder Anthropologen, sowie Ermittler. Zur Strafverfolgung werden auch Informationen von Nichtregierungsorganisationen herangezogen. Zwei ehemalige afghanische Generäle sowie ein Kongolese sind in den Niederlanden angeklagt und auch verurteilt worden. 

Im United Kingdom hat die Einwanderungsbehörde ebenfalls eine Spezialeinheit gebildet, die Visa- und Asylanträge untersucht. So konnten schon zwölf Fälle an die Polizei übermittelt werden. Bei der Polizei gibt es zwei Spezialisten, die bei Bedarf von der Anti-Terroreinheit unterstützt werden und Teams von Experten bilden; zwei Ankläger des Crown Prosecution Service bearbeiten ausschließlich Fälle nach dem Weltrechtsprinzip. Darüber hinaus können Privatpersonen bei Richtern eine Verhaftung erwirken. So hatte 2005 eine englische Anwaltskanzlei aufgrund einer Anzeige einer palästinensischen Nichtregierungsorganisation einen Haftbefehl gegen den früheren israelischen General Doron Almog erwirkt, als er England besuchen wollte. Der General bekam einen Tipp und verließ erst gar nicht sein Flugzeug, sondern kehrte sofort nach Israel zurück. Da der Vorfall der britischen Regierung peinlich war, gibt es derzeit Überlegungen, dies in Zukunft zu unterbinden.

Länder wie Norwegen und Dänemark verfügen zwar über spezielle Einheiten, aber haben kein eigenes Völkerstrafgesetzbuch. Deshalb können dort Verbrechen gegen die Menschlichkeit nur nach nationalem Recht mit Anklagen wegen Mord oder Körperverletzung geahndet werden. So ist in Dänemark ein Mann aus Uganda wegen bewaffneten Überfalls und Entführung verurteilt worden. Das Problem bei der Verfolgung nach derartigen Delikten ist, dass sie zum Teil nach zehn Jahren verjähren. Dänemark hat ein Special International Crimes Office (SICO) eingerichtet, das 17 Mitarbeiter hat, darunter Staatsanwälte, Ermittler und Übersetzer. Die Mehrzahl der Fälle, die dort untersucht werden, gehen auf Hinweise von den Einwanderungsbehörden zurück, die mit dem Roten Kreuz zusammen arbeiten. Asylbewerber in Dänemark erhalten Broschüren in sechs Sprachen, die sie auffordern, sich zu melden, wenn sie Opfer von Verbrechen sind oder von Tätern wissen. In Dänemark hat es bisher 44 Ermittlungsverfahren und drei Strafprozesse gegeben. Ein Angeklagter wurde verurteilt, einer starb in Haft und der Dritte entzog sich der Verurteilung durch Flucht.

Eine besondere Rolle in diesem Zusammenhang spielt Belgien. Dort hat die Polizei ebenfalls eine eigene Spezialeinheit für Ermittlungen eingerichtet. Weil das belgische Gesetz den Opfern aber ein sehr weit gehendes Klagerecht einräumte, wurde es aufgehoben, vor allem auf Druck der Amerikaner, die gedroht hatten, die Nato aus Brüssel abzuziehen, weil ein US-General und Ariel Scharon angeklagt worden waren. Beide Ermittlungen wurden aufgrund politischen Drucks fallen gelassen.

Heute werden Verbrechen nach dem Weltrechtsprinzip nach belgischem Strafrecht geahndet, erst vor kurzem wurde der frühere Diktator aus dem Tschad Habre angeklagt.

Alle Verurteilungen seit 2001 im Bereich des Weltrechtsprinzips sind also auf die Arbeit von Spezialeinheiten zurückzuführen. Der Europarat hat 2003 solche Spezialeinheiten sogar empfohlen, um Völkermord, Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu untersuchen. Außerdem hat der Europarat 2002 ein Netzwerk (Network) geschaffen, um die Zusammenarbeit der nationalen Behörden zu erhöhen. Das erste Treffen hat im November 2004 stattgefunden, seitdem hat es drei Treffen gegeben. Human Rights Watch empfiehlt, dass die Treffen des Netzwerkes regelmäßig stattfinden sollten, jedes halbe Jahr; ein Netzwerkkoordinator sollte berufen werden; die Zusammenarbeit mit dem Netzwerk und anderen EU-Institutionen sollte intensiviert werden und jedes Land eine Kontaktperson für das Netzwerk bestellen. Außerdem sollten den Spezialeinheiten von Polizei und Strafverfolgungsbehörden ausreichend Personal und Ressourcen zur Verfügung gestellt werden, Zeugenschutzprogramme eingereichtet und die Zusammenarbeit mit Interpol intensiviert werden. Nicht zuletzt darf es keine Immunität für Personen geben, die nicht mehr im Amt sind sowie keine Amnestie für Völkermord, Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit.

Weitere Informationen erhalten Sie unter: http://www.hrw.org/reports/2006/ij0606/
